
THEMA BERUFSBILDUNG 

Empfehlungen zur Planung und Durchiührung 
abschlußbezogener Maßnahmen der beruflichen 
Weiterbildung iür besondere Adressatengruppen 

Das Bundesinstitut für Berufsbildung führt seit 1984 im Auftrag des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft die Modellversuchsreihe "Zur beruflichen Qualifizierung von 
Erwachsenen, die keine abgeschlossene Berufsausbildung haben und ein besonderes 
Arbeitsmarktrisiko tragen", durch. Binsichtlich der Akzeptanz durch die Bildungsträger 
und des Teilnahmeerfolgs wurden aufgrund der besonderen Anlage und Ausstattung der 
einzelnen Modellversuche bisher durchweg positive Ergebnisse erzielt. 

Neben der Veröffentlichung dieser Modellversuchsergebnisse in bisher 26 erschienenen 
Berichten hat das Bundesinstitut in Kooperation mit den Maßnahmeträgem zur Planung 
und Durchführung entsprechender Weiterbildungsmaßnahmen folgende Empfehlungen 
erarbeitet. 

In der Bundesrepublik Deutsch­
land besteht seit Jahren anhaltend 
hohe Arbeitslosigkeit, wobei in den 
letzten Jahren sowohl eine ständige 
Zunahme der Anzahl der Langzeit­
arbeitslosen ebenso wie ein gra­
vierender Anstieg der Dauer der 
Arbeitslosigkeit festzustellen sind. 

So gab es im September 1987 ca. 
330 000 Arbeitslose, die mehr als 
ein Jahr arbeitslos waren; das wa­
ren fünfmal so viele wie 1980. 
340 000 Arbeitslose waren bereits 
zwei Jahre und länger arbeitslos; 
das waren achtmal so viele wie 
1980. In einzelnen Arbeitsamtsbe­
zirken beträgt die Quote der Lang­
zeitarbeitslosen nahezu 50 %. Es 
gibt keine Anzeichen dafür, daß 
sich in der Zukunft diese Tendenz 
ändern wird. Dem entgegen steht 
der von der Wirtschaft immer wie­
der beklagte Mangel an qualifizier­
ten Arbeitskräften. 

Um in dieser Situation Abhilfe zu 
schaffen, müssen geeignete Maß­
nahmen der beruflichen Weiterbil­
dung getroffen werden. Berück­
sichtigt man die Erwartung, daß 
künftig auch weiterhin ein Abneh­
men der Arbeitsplätze für gering 
Qualifizierte zu verzeichnen sein 
wird, ist die berufliche Weiterbil­
dung für den o. g . Adressatenkreis 
von besonderer Bedeutung. 

Dieser Adressatenkreis ist jedoch 
nicht homogen. Vielmehr handelt 
es sich dabei um unterschiedliche 
Gruppen von Personen, die in der 
Vergangenheit von den üblichen 
Angeboten beruflicher Aus- und 
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Weiterbildung nicht erfaßt worden 
sind oder in diesen nicht zum Er­
folg gelangt sind. Zu diesen Grup­
pen zählen 
- un- und angelernte Arbeitslose 

- der größte Anteil der Lang-
zeitarbeitslosen -, die aufgrund 
ihrer fehlenden, nicht ausrei­
chenden oder nicht nachgefrag­
ten Qualifikation keinen Arbeits­
platz finden , 

- junge ausgebildete Arbeitslose, 
also Berufsanfänger, die trotz 
abgeschlossener Berufsausbil­
dung keinen Arbeitsplatz finden 
können, 

- junge Arbeitslose, die nicht 
mehr im Alter der beruflichen 
Erstausbildung sind und keinen 
Schul- oder Berufsabschluß ha­
ben, sowie 

- ältere Arbeitslose, insbesonde­
re bei gleichzeitig auftretenden 
gesundheitlichen Beeinträchti­
gungen und geringem Qualifika­
tionsniveau. 

Besonderer Berücksichtigung in­
nerhalb dieser Gruppen bedürfen 
- arbeitslose Frauen, die als Min-

derqualifizierte oder infolge län­
gerer Familienphase Dequalifi­
zierte auf große Barrieren bei 
der Wiedereingliederung in 
den Arbeitsmarkt stoßen, sowie 

- arbeitslose Ausländer ohne Be­
rufsabschluß, insbesondere mit 
Sprachdefiziten und Bildungs­
defiziten, die ohne Arbeitsnach­
weis nicht selten von Auswei­
sung bedroht sind. 

Für die Teilnahme dieser Adressa­
tengruppen an Bildungsmaßnah-

men haben sich aufgrund von zahl­
reichen Modellversuchen, die das 
Bundesinstitut für Berufsbildung im 
Auftrag des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft durch­
führen läßt und nach Auswertung 
zahlreicher Erfahrungsberichte Lö­
sungsansätze ergeben, die im fol­
genden als Empfehlungen zur in­
haltlichen und organisatorischen 
Gestaltung von Weiterbildungs­
maßnahmen, zur Schaffung von 
Voraussetzungen auf seiten der 
Teilnehmer sowie zur Verbesse­
rung der Aktivitäten der Arbeits­
verwaltung dargestellt werden. 
Die Erfahrungen in den bereits ab­
geschlossenen und den noch lau­
fenden Modellversuchen unter­
streichen nachdrücklich, daß bei 
Berücksichtigung der nachfolgend 
dargestellten Empfehlungen die 
Umschulung überdurchschnittlich 
erfolgreich verläuft und darüber 
hinaus auch die Vermittlungsquo­
ten überdurchschnittlich positiv 
sind. Besonders zu betonen ist, daß 
es sich bei dem Adressatenkreis 
dieser Maßnahmen um Personen 
handelt, deren individuelle Lei­
stungsgrenze eher gegen eine er­
folgreiche Umschulung spricht. 

Zur inhaltlichen und 
organisatorischen Gestaltung 
von Weiterbildungs­
maßnahmen 

Aufgrund der meist geringen Lern­
voraussetzungen dieser Adres­
satengruppe bedürfen Weiterbil­
dungsmaßnahmen besonderer Vor­
aussetzungen, um eine erfolgreiche 
Teilnahme zu gewährleisten. 

Empfehlung 1: 
Der eigentlichen Weiterbildungs­
maßnahme, die grundsätzlich bei 
Vollzeitmaßnahmen 24 Monate um­
fassen soll, muß eine Motivierungs-, 
Berufswahl- und Berufsvorberei­
tungsphase von in der Regel 6 Mo­
naten Dauer vorgeschaltet werden. 

Empfehlung 2: 
Während der gesamten Laufzeit 
der Weiterbildungsmaßnahme 
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müssen zusätzliche Stütz- und För­
derangebote zur regelmäßigen 
Wiederholung und Übung für alle 
Teilnehmer sowie zur Behebung 
von Defiziten bei Leistungsschwä­
cheren bereitgestellt werden. 

Empfehlung 3: 
Für die gesamte Laufzeit der Wei­
terbildungsmaßnahme muß eine 
sozialpädagogische Begleitung 
zur persönlichen Unterstützung 
und Stabilisierung der Teilnehmer 
sowie zur Förderung der Lernpro­
zesse eingerichtet werden. 

Empfehlung 4: 
Es muß vielmehr als bisher in Wei­
terbildungsmaßnahmen für einen 
Verbund von Theorie und Praxis 
(Weiterbildungsverbünde zwi­
schen Betrieben, insbesondere 
Klein- und Mittelbetrieben, und au­
ßer betrieblichen Trägern) zur Rea­
lisierung des erwachsenenpäd­
agogischen Prinzips des Lernens in 
Zusammenhängen (projektbezoge­
nes Lernen) sowie zur Erhöhung 
der Chance auf einen Arbeitsplatz 
gesorgt werden. 

Empfehlung 5: 
Die kontinuierliche erwachsenen­
pädagogische und methodisch-di­
daktische Qualifizierung des Wei­
terbildungspersonals muß unter 
besonderer Berücksichtigung der 
Bedürfnisse der Adressatengrup­
pen verbindlich vorgesehen wer­
den. 

Empfehlung 6: 
Für eine hinreichende personelle 
Ausstattung entsprechend den Er­
fordernissen der Adressatengrup­
pen muß gesorgt werden. In An­
lehnung an die Regelungen des 
Benachteiligtenprogramms sind 
als Mindestschlüssel für je 24 Teil­
nehmer 2 Ausbilder, 2 Lehrer, l So­
zialpädagoge und anteilige Verwal­
tungskräfte (Projektleitung, Verwal­
tung) erforderlich. Zur Sicherung 
der Qualität der Maßnahmen müs­
sen mit dem Weiterbildungsperso­
nal Arbeitsverträge in dem Sinne 
abgeschlossen werden, daß die 
Sozialversicherungspflicht der Tä­
tigkeit begründet und die tarif­
lichen Regelungen beachtet wer­
den. 
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Zur Schaffung 
von Voraussetzungen 
auf seiten 
der Teilnehmer 

Aufgrund der individuellen Aus­
gangssituation der Teilnehmer an 
Weiterbildungsmaßnahmen ist es 
erforderlich, über die bestehen­
den rechtlichen Regelungen, ins­
besondere des Arbeitsförderungs­
gesetzes und des Bundessozialhil­
fegesetzes hinaus, solche Bedin­
gungen zu schaffen, durch die eine 
erfolgreiche Teilnahme sicherge­
stellt werden kann. 

Empfehlung 7: 
Die Förderbedingungen des Ar­
beitsförderungsgesetzes und des 
Bundessozialhilfegesetzes müssen 
im Hinblick auf ein existenzsi­
cherndes Mindesteinkommen ge­
ändert werden. Das Unterhaltsgeld 
sollte generell auf 80% des letzten 
Nettolohns erhöht werden, minde­
stens aber auf l 200 DM für Allein­
stehende und l 700 DM für Verhei­
ratete zuzüglich 300 DM für jedes 
Kind. Abschlußbezogene Weiter­
bildungsmaßnahmen müssen als 
Erwerbstätigkeit im Sinne des Bun­
dessozialhilfegesetzes anerkannt 
werden. Der Mehrbedarf für Er­
werbstätige laut § 23 Abs. 4 Bun­
dessozialhilfegesetz sollte auf 400 
DM erhöht werden. 

Empfehlung 8: 
Es müssen bessere und erweiterte 
Möglichkeiten für Schuldenbera­
tung geschaffen werden. Die 
Grundfreibeträge für Pfändungen 
des Arbeitslohns sollten auf l 200 
DM für Alleinstehende und auf 
l 700 DM für Verheiratete erhöht 
werden. 

Empfehlung 9: 
Für die · regelmäßige Betreuung 
von Kindern, auch im Falle von Er­
krankungen oder Schließung von 
Kinderbetreuungseinrichtungen 
aus ferien- oder krankheitsbeding­
ten Gründen, müssen angemesse­
ne Ressourcen, d . h. Mittel, Perso­
nal und Ausstattung, bereitgestellt 
werden. 

Zur Verbesserung der 
Aktivitäten der 
Arbeitsverwaltung 

Aufgrund der gestiegenen Anfor­
derungen an das Personal in der 
Arbeitsverwaltung sowie der re­
gional unterschiedlichen Handha­
bung und Interpretation von ein­
schlägigen rechtlichen Vorschrif­
ten ist es erforderlich, auch im Be­
reich der Arbeitsverwaltung durch 
geeignete Schritte die Vorausset­
zungen für eine erfolgreiche Teil­
nahme an Weiterbildungsmaßnah­
men zu schaffen. 

Empfehlung 10: 
In den einzelnen Arbeitsämtern 
muß die Weiterbildungsberatung 
verstärkt und verbessert werden. 

Empfehlung 11: 
Den Beratern in den Arbeitsämtern 
müssen zusätzliche Entscheidungs­
hilfen zur Beurteilung von Maßnah­
men und potentiellen Teilnehmern 
zur Verfügung gestellt werden. 

Empfehlung 12: 
Die Qualifizierung der Berater in 
den Arbeitsämtern muß hinsicht­
lich der Kenntnisse, der Interpreta­
tion und der Anwendung förder­
rechtlicher Bestimmungen, insbe­
sondere bezüglich der besonde­
ren Adressatengruppen, verstärkt 
werden. 
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